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Juv rteicksveform
Bayerische Vorschläge

Im Anjcki 'utz an i) .r Neujabrskundgebung des bayerischen

Mrniiterpräiideaten Held besaht sich in den „bayerischen Ver¬

waltungsblättern " der bekannte bayerische Fachmann. Mint -

sterialrat Karl Sommer erneut mit dem Problem der Reichs»

xesorm und stellt folgende Vorschläge zur Diskussion:

„Eine SieichSreform , die der Verfassungsnot in Deutschbind
steuern will, mühte, von der Wahlreform abgesehen, zuvör-

derst folgende Vorschläge verwirklichen:
1 . AuSba« de» Reichsrats zur zweite» in der Gesetzgebung

gleichberechtigten Kammer.
Der Reichsrat hätte wie seither nur aus den ton den Län¬

dern beordneten Vertretern zu bestehen. Die Hinzuziehung
von sonstigen Vertretern , insbesondere der Einbau des stündi-

scheu Gedankens, empfiehlt sich nicht. Neue Gegensätze und
Erschwerungen würden dadurch in das Staatsleben getra¬
gen. Das regionale Prinzip verbürgt den besten Ausgleich
auch der wirtschaftlichen Interessen . Es ist auch in den Ver¬
einigten Staaten durchgeführt.

Der stieichsrat hat erst jüngst m schwerer Stunde sachliche
und gute Arbeit geleistet, als die anderen Instanzen versag-
ten. Man kann nicht sagen, der Reichsrat sei angesichts de»
parlamentarischen Systems in den Ländern nur ein Abbild
der parteipolitischen Kräfte im Reich , ähnlich wie der Steichs -
tag . Die Vertreter der Länder im Reichsrat stellen nicht den
Ausdruck eines einseitig parteimäßig oder sonst orientierten
Willens , sondern den Ausdruck eines Willens dar , der den
bereits gefundenen Ausgleich der in der Landesregierung zu-
sainutengefahten verschiedenartigen parteimäßigen , wirtschaft¬
lichen und sonstigen Richtungen verkörpert.

2. Größere Stabilität einer einmal gebildeten RrichSregte-
ruug . Bestimmung des Inhalts , dah die Reichsregierung nur
einem mit Zweidrsttelmehrheit beschlossenen Mitztrauens -
votuni zu weichen braucht. Die Länderkonserennz hat eine
solche Siegelung für die Landesregierungen in den Ländern
alter Art beschlossen, um eine größere Stetigkeit zu gewähr¬
leisten. Allein gerade an der Reichsspitze ist eine solche grö¬
ßere Stetigkeit vonnöten.

3 . Vetorecht de» Reichspräsidenten gegen ein beschlossenes
Gesetz mit der Maßgabe , dah es zu seinem Zustandekommen
der nochmaligen Annahme mit Zweidrittelmehrheiten im
Reichstag und Reichsrat bedarf.

4. Erschwerung der Verfassungsänderung , insbesondere hin¬
sichtlich der Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Reich und
Lägern .

Nicht so sehr die maitgelnde „klare" Abgrenzung der Zu¬
ständigkeiten, als vielmehr die mangelnde Sicherung für die
tatsächliche Jnnehaltung der Grenzen ist einer der schwersten
Fehler unseres Verfassungssystems. Hierher vor allem kommt
das ewige Tauziehen zwischen Reich und Ländern im Kampf
uni die Zuständigkeiten. Die Schwierigkeiten nach dieser Rich¬
tung würden eine erhebliche Vermehrung erfahren » wenn etwa
nach dem Brechtschen Vorschlag die Verschiebung der Zustän¬
digkeiten vom Reich an die neuen Länder und von den neuen
Ländern an das Reich der einfachen Gesetzgebung überlassen
würde. Der Ausschuß der Länderkonferenz hat ursprünglich
mir guten Gründen eine dauernde Sicherung der Abgrenzung
verlangt .

Aber auch in den übrigen Fragen unseres Verfaffungs -
lebens wäre es nur ein Gewinn , wenn Verfassungsänderun¬
gen nach dem Vorbild anderer Staaten erschwert, wenn die
Verfassung auf Fels statt auf Sand gebaut würde . Heute setzt
sich der Reichstag mit Zweidrittelmehrheiten bald über diese,
bald über jene Bestimmung der Reichsverfassung hinweg oder»
was noch schlimmer ist, er beschließt mit einfacher Mehrheit ,
dah «ine Zweidrsttelmehrheit nicht erforderlich ist.

Solange nicht , so sagt Sommer , solche Reformen in unse¬
rem Verfassungsleben durchgeführt sind , sind alle übrigen
Pläne einer Reichsreform müßig und vergeblich. Im Gegen¬
teil würde — von den Schwierigkeiten bei den Ländern ab¬
gesehen — die Verschiebung der Hoheitsfunktiouen der Län¬
der auf die „vereinigte" preußische und Reichsregierung die
Schwierigkeiten an der Zentrale nur ins Ungemeflene ver¬
mehre» und den krisenhaften Prozeß beschleunigen, dem unser
Staatsleben an der Spitze des Reiches aus Gründen ganz an¬
derer Art als mangelnden Kompetenzen verfallen ist. Auch
für die parlamentarische Demokratie gilt das Goethewort :
In der Beschränkung zeigt sich erst der Meister .

Kommt es zu einer Ordnung des Gleichgewichts nach der
hier vorgeschlagenen Art in unserem Staatsleben , dann wird
dies dem Gedanken der Demokratie wie dem Ansehen und
Einfluß des Reichstags nur förderlich fein . Denn die Minde¬
rung seiner Machtvollkommenheiten wäre nur eine scheinbare.
Kommt es nicht dazu, dann kann Bismarck und fein Antipode
Konstantin Frantz recht behalten, die wenigstens in dem Punkt
einig waren, daß sie dem schrankenlosen parlamentarischen
System voraussagten , es werde am sich selbst zugrunde gehen."

*
Die „Bayr . StaatSztg ." schreibt dazu : „In der lebhaften

Propaganda der deutschen Unitaristen für die reformawrische
Durchführung des Einheitsstaates ist es in der letzten Zeit
Ruhiger geworden. Das ist wohl in erster Linie mit darauf
Suruckzuführen. daß man in weiten Kreisen in den gegen¬
wärtigen Tagen erkannt hat , daß die deutsche VerfaffungSnotw anderen Ursachen begründet liegt als in der Rotwendig -

1 grundstürzenden Änderung des Verhältnisses zwi¬
lchen Reich und Ländern . Auch hat sich auS Gründen , di«

Letzte Nachrichten
Die Beilegung des NubrkonMkts
Notverordnung über die Abänderung

der Schlichtungsordnung
ERB . Berlin , 9 . Ja « . (Priv .-Tel .) Wie wir erfahre «,

hat der RelchSpräsident heute vormittag die Notver¬
ordnung bereits unterzeichnet , durch die die Schltch -
tungSordnung s , abgeäudert wird, daß die Ber -
btudlichkeitSrrklärung von Schiedssprüchen
auch da«« möglich ist, wenn sich uach de« btSherigeu System
ein« Mehrheit nicht findet. Die Neuordnung führt nicht , wie
man gestern angenommen hatte, de« sogenannte« Einmaun -
schiedSspruch wieder ei», soudern legt fest, dah ei» Sonder -
schlichter auf Anordnung des Reichsarbeitsministers zwei
Unpartelifchezu berufen hat, wen« eine MehrheitS -
bildun , mit Hilfe der Parteien nicht möglich ist.

Die Reuordaung wird berests bei der für morgen vormit¬
tag «ngesetzte « weitere » Verhandlung im Ruhr -
konflikt angewandt werde«, und zwar wird Prof . De
Brahn als Sonderschlichter bestellt , so daß er sofort die Un¬
parteiischen hinzuziehen und «in Schiedsspruch gefällt
« erde« kann, den der RetchSarbritSminister für
verbindlich erklärt. ES ist damit als» sicher , daß der
Lohnkonflikt im Rnhrbergbau bereits morgen mittag be¬
endet wird.

ch

ERB . Berlin » 9. Ja «. (Priv .-Tel.) I « unterrichtete «
Berliner Kreise« begrüßt man r» außerordentlich, daß die
starke und schnelle Juitiattv « der Reichsregierung «ad Anment-
lich des RrichSarbritSministerS De Stegerwald es ermög¬
licht, baß der Rnhrkonstikt nun am morgige » Sams¬
tag entschiede « werden kann, damit sobald wie mög¬
lich wieder Ruhe in de» Bezirk kommt . ES dürfte richttg sein»
daß der kommende Schiedsspruch sich etwa ans der Ba¬
sis von einer Kprozentigrn Lohnsenkung halten
wird. Die Verordnung des Reichspräsidenten wird mit einer
längeren Begründung im Laufe des Nachmittags veröffent¬
licht werde».

Prof . Dt Brahn , drr auf Grund dieser Verordnung
zum Sonderschlichter bestellt wird, und die Berufung der vor-
gesehrne» unparteilichen Beisitzer bereit» vorgenomme« hat»
wird bei den morgige« Verhandlungen zunächst frstzustrlle«
habe«, ob unter Mitwirkung aller Vertreter der beiden Par¬
teien eine Lösung gesunde » werde» kann. Fällt diese Fest¬
stellung negativ ans » so wird drr Schlichter mit de« beide»
unparteiischen Beisitzer « den SchirdSsprnch fälle«.

Die Tagung des Hauptvoüzugsausschusies
der Sowjetunto»

WTB . Moskau, 9. Fan . (Tel .) . Der HauptauSschuß der
Sowjetunion nahm einen Antrag an , der die innere und äu¬
ßere Politik der Regierung billigt und den Wirtschaftsplan für
1831 bestätigt. Der HaushaltSanSschuß wird einen entspre¬
chenden Beschluß über den Haushalts - und Finanzplam vorle¬
gen. Weiter erörterte der HauptvollzugSauSschuß den Bericht
des Arbeitskommissars über die Heranbildung lfnaliftzierter
Arbeitskräfte . Die Tagung des Hauptausschusses dürfte nächste
Woche geschlossen werden.

* Die Arbeitslosigkeit iw Amerika
WTB . Washington, 9. Jan . (Tel .) . Der Vorsitzende des

Ausschusses zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. WoodS»
schätzt die Zahl der Arbeitslose« in den Bereinigten Staaten
gegenwärtig auf 4 bis 5 Millionen. Er glaubt nicht, daß sich
die Lage in dieser Hinsicht vor dem Frühling bessern werde.
In nichtamtlichen, aber gut unterrichteten Kreisen, glaubt
man , daß sich die Zahl der Arbeitslosen auf 8 bis 7 Millionen
beläuft .

Aufsiaudsverfuch tu Süvaustralien
WTB . Adelaide. 9. Jan . (Tel .). Etwa 1089 Streikende der-

suchten heute in die AmtSräume des Premierministers von
Südaustralieu einzudringen , woran sie durch da» Eingreifen
der Polizei , die zahlreiche Verhaftungen vornahm, verhindert
wurden . Es gab auf beide« Seite » Verwundete. Der Premier¬
minister , der den Vorfällen zusah, erklärte , es handele sich um
den Versuch , die verfassungsmäßige Regierung zu stürzen, und
es lägen Beweise dafür vor, daß die Sach« von Kommnniste«
auSgehe. _

außerhalb dieses Fragenbereichs liegen, eine ttefgreifende Um¬
schichtung der politischen Kräfte in Deutschland vollzogen. Wie
sich diese mit Beziehunng auf die Reichsreform auswirkt , läßt
sich schwer sagen. Jedenfalls find jene polittfchen Gruppen
in der Mitte, die ^ich seither am leidenschaftlichsten für eine
Reichsreform tm unitarischen Sinn eingesetzt haben , stark zu-
zusammengeschmolzen."

wirtschaftliche Umschau
Wirtschaftsgemeinschaft Deutschland — Erziehung de»
deutschen Käufers — Deutsches Benzin — Daimler -Benz

Dieser Tage hat der Enqueteausschuß eine u :rter Mit¬
wirkung der Länderregierungen , der Kommunalverwal¬
tungen und der verschiedenen Wirtschaftsorganrsationeir
entstandene neue Arbeit veröffentlicht, welche die innere
Verflechtung der deutschen Wirtschaft behandelt und die
Bedeutung der im Reich verkörperten größeren Lebens¬
gemeinschaft als Interessengemeinschaft schildert . Dabei
wird mitgeteilt , daß 80 bis 90 Proz . der deutschen Pro¬
duktion im Inland abgesetzt werden , daß also das Schwer-
gewicht auf dem Binnenmarkt liegt , und auf dieser
Grundlage sich erst das Auslandsgeschäft gedeihlich ent¬
falten kann. Der Rückschluß kann nur der sein, daß jeder
Volksgenosse die Verpflichtung hat, zu seinem Teil an
der Stärkung der deutsche » Produktion mitzuwirken.
Durch diese Arbeit des Ausschusses wird die Schicksalsver¬
bundenheit der verschiedenen Berufs - und sozialen Schich¬
ten wie auch der einzelnen Produktionsgebiete des Reichs
zu einer Arbeits - und Interessengemeinschaft klar her¬
ausgestellt . Das zeigt insbesondere der Abschnitt über
die räumliche Verflechtung der deutschen Produktion .
Hier erscheinen die einzelnen Reichsteile jeweils als Be¬
darfs » und Überschußgebiete, wobei die landwrrtschast -
lichen Überschußgebiete auch als Kinder- und Schul¬
stuben für die menschlichen Arbeitskräfte der deutschen
Industrie und zum Teil auch als spätere Altersheime
erscheinen. Die Wechselbeziehungen der einzelnen Ge¬
biete im Geben und Nehmen weisen so besonders auf die
Notwendigkeit Hin. sich immer wieder auch der Bedeutung
der deutschen Volks - und Wirtschaftsgemeinschaft klar zu
werden .

*
Die blauen goldgestreisten Wagen des Berlin -Rrviera-

Neapel -Expretz, der in diesen Tagen erstmals durch unser
badisches Land nach dem Süden fuhr, sind das Erzeugnis
einer englischen Waggonfabrik . Warum , das entzieht
sich der Kenntnis der Öffentlichkeit, die sich fragt , ob nicht
Wege gefunden hätten werden können, den Auftrag für die
Fahrzeuge dieses internationalen Verkehrsmittels wenig¬
stens den durchfahrenen Ländern zukommenzu lassen , als»
wenn es nicht anders gegangen wäre, Deutschlandund Ita¬
lien , durch die ja auch die Strecken etwa zu gleichen Tei¬
len führen , außer der kürzeren Sttecke durch die Schweiz.
In Erinnerung ist noch der Bau der Funttürme in Mühl¬
acker aus amerikanischem Holz, obwohl man zu gleicher
Zeit in Dänemark deutsches Holz für dortige Funkturm¬
bauten als ausgezeichnet befand. Eine Anfrage im
Württembergischen Landtag will jetzt wissen, ob es tat¬
sächlich zutresfe , daß die Kraftverkehr Württemberg AG .,
an der sowohl das Reich wie Württemberg , wie die Stadt
Stuttgart weitgehend finanziell beteiligt sind, für ihre
Zweigstelle Ulm die Ford -Vertretung übernommen hat.
Immer wieder hören wir von der Ausstattung amtlicher
Bauten mit ausländischem Material , der Anschaffung
amerikanischer Büromaschinen durch amtliche Stellen ,
auch durch städtische Sparkassen, obwohl es sicher auch mH
deutschen Maschinen gehen würde, wie bestimmt ver¬
sichert wird .

Andererseits haben freilich eine Anzahl öffentlicher
Stellen gute Beispiele gegeben, wie die Reichsbahn, die
beschlossen hat , in diesem Jahr nur Eisenbahnschwellenzu
kaufen , die aus deutschem Holz hergestellt sind , oder wie
eine Anzahl von Länderverwaltungen , welche die Ver¬
wendung derttscher Baumaterialien bei öffentlichen Bau¬
ten verlangen . Durch solches Beispiel werden die Ver¬

suche jedenfalls sehr wirksam unterstützt , den deutsche«

Käufer zu erziehen, von dem kürzlich die Londoner

„Times " in ihrer Wirtschastsbeilage schrieb, er sei ohne
Geschmack und Tradition , es sei zu empfehlen, ihm die
Ware nicht etwa in deutscher , sondern möglichst in aus¬
ländischer Aufmachung darzubieten, dann sei er bereit,
hohe und höchste Preise zu bezahlen. Wir glauben , daß
sich die „Times " doch täuscht. Ein immer größer wer¬
dender Teil des deutschen Publikums erkennt jedenfalls
allmählich die Wichtigkeit der Bevorzugung deuffcher
Waren und Produkte für unsere Volks- und Staatswirt -

schüft und für den Beschäftigungsgrad.
*

Man erfährt nun wieder einiges über die Produktiv»

deutsche « Benzins nach dem Hydrierverfahren (unter

Mit der Beilage : Amtliche Niederschrift über die 8 . öffentliche Sitzung der Verhandlungen de» Badischen Landtags



hohez» Truck t»n4 Wärme mit Hilfe von Katalysatoren)
der,. J . G . Farben . In Leuna werben gegenwärtig rund
100 000 Tonnen im Jahr gewonnen, und zwar nicht nur
öH§ Braunkohlen, sondern auch aus Teer und deutschem
Erdöl . Das deutsche Rohöl war bisher nicht sonderlich
geeignet für die Benzingewinnung und machte bei den
alten Verfahren (Destillation und Crackverfahren) ge-'
wisse Schwierigkeiten, die bei der Hydrierung wegfallen.
Diese gestattet eine Ausbeute von 100 Proz . , aber man
kann sie je nach der Marktlage so modifizieren, daß man
glich gute Schmieröle in gewünschter Menge gewinnen
kann und außerdem ein hochwertiges Gas , das u . a. als
Triebgas für die Zeppeline dient . Das deutsche Benzin
wird seit einiger Zeit durch die Gasolin AG. als „Leuna-
Benzin " in den Handel gebracht und als vorzügliches
Produkt geschildert .

Bekanntlich haben die I . G . Farben mit der amerika¬
nischeil Standard Oil Co . of New Jersey Abmachungen
getroffen, wonach die Amerikaner diese Verfahren durch
Vergebung von Lizenzen in der ganzen Welt, mit Aus¬
nahme von Deutschland, verwerten können. Vor allem
koinmt hier die Gewinnung aus Erdöl in Betracht, da
das Crackverfahren bisher aus dein Rohöl nur 50 Proz .
Benzinausbeute lieferte. In Deutschland selbst will der
Farbentrust anscheinend Lizenzen für sein Verfahren an
leistungsfähige Unternehmungen vergeben, was ange¬
sichts der neuen erheblichen Erdölfunde in Hannover Be¬
deutung bekommen würde.

♦
Daimler -Benz schränkt seinen Betrieb in Mannheim

immer weiter ein. Seiner Zeit , im März des vergange¬
nen Jahres , wurde anläßlich neuer Entlassungen gegen¬
über Befürchtungen , daß das Mannheimer Benzwerk, be¬
kanntlich die Geburtsstätte des Automobils , schließlich
ganz stillgelegt oder verkauft und die gesamte Fabrikation
nach Untertürkheim (Württemberg ) verlegt werde, von
der Verwaltung die Erklärung wiederholt, daß „eine
über diese Maßnahmen hinausgehende Einschränkung
des Betriebs nicht geplant " sei . Damals beschäftigte das
Mannheimer Werk noch 3000 Arbeiter und Angestellte.
Heute werden von der Firma in Mannheim noch rund
1000 Arbeiter und Angestellte , also der dritte Teil be¬
schäftigt , und zwar in den Abteilungen Montage , Land¬
bau, Karosserie, Ersatzteile. Die Gießerei steht anschei¬
nend vor der gänzlichen Stillegung , sie beschäftigt nur
mehr 50 Mann . Die beabsichtigte völlige Stillegung
wird damit begründet , daß die Gießerei nicht mehr neu¬
zeitlich und rentabel sei. Das gleiche Schicksal soll nach
Blättermeldungen aber auch der Abteilung Karosserie¬
bau drohen, wobei allerdings von der Verwaltung die
Hoffnung ausgesprochen wird , daß beide Betriebe bei bes¬
serem Absatz wieder in Gang gesetzt werden können . Daß
man auf Grund der gemachten Erfahrungen mit frühe¬
ren Mitteilungen derselben Stelle skeptisch ist , ist erklär¬
lich. übrigens sollen auch in der Abteilung „Schlepper¬
und Traktorenbau "

, die kürzlich eine mit erheblichen Un¬
kosten vorgenommene technische Umstellung erfuhr , Ent¬
lassungen eintreten .

Man begreift die Berunruhigung des Platzes Mann¬
heim , der nun rund 30 000 Arbeitslose hat und sich auch
durch Maßnahmen anderer Unternehmungen , wie die be¬
absichtigte Verlegung der Zentralverwaltung der Wald-
Hüf-Zellstoff AG . nach Berlin (Verlust eines Steuerzah¬
lers , der mehr als eine halbe Million Steuern jährlich
aüfbrachte) schwer geschädigt fühlt , gerade in der gegen¬
wärtigen Periode der schweren Finanznot . Im Falle
Taimler -Benz sind es zusammen mit anderen Betriebs¬
einschränkungen auch die steigenden Fürsorgelasten , die
der Stadt größte Sorge machen müssen , dabei sind viele
der Entlassenen seinerzeit von auswärts unter Aufgabe
ihrer früheren Stellungen »nach Mannheim gekommen .
Es wird auch daran erinncht , daß die Stadt der Firma
Daimler -Benz Steuervergünstigungen gewährt hat W
den Fall einer durchschnittlichen Beschäftigung von 1500
Arbeitern und Angestellten. Zur Zeit wird die Frage
untersucht, ob die Stadt noch an diese Abmachungen ge¬
bunden ist. %*

Geschäftssteiiographenpriifung vor Handelskammern. Rach denbis jetzt vorliegenden Ergebnissen haben im laufenden Jahre2114 Einheitskurzschriftler und 587 Stolze -Schreyaner die Ge-
ßhäftsstenographeu-Prüfungen vor dein deutschen Industrie - und
Handelskammern bestanden . Tie Vorprüfung legten erfolgreichob . 581 Einheitskurzschriftler und 137 Stolze -Schreyaner. Es
zeigt sich, daß die Einheitskurzschrift , die von den Regierungenfür die! Schulen und Behörden vorgeschrieben ist, auch im Handelund Industrie immer inehr festen Fuß faßt und auf dem bestenWege ist, die älteren Systeme auch in der deuh'chen Wirtschaftzu verdrängen.

Der AugustinuS- Berein zur Pflege der katholischen Pressehielt in Köln seine alljährliche Wintertagung ab. In einer
Entschließung brachten die Vertreter der Zentrumspresse zumAusdruck, daß sie die vom höchsten Verantwortungsbewuhtseingetragenen Arbeiten des Reichskanzlers Dr. Brüning , derenZiel die Wiedergewinnung der Freiheit Deutschlands ist, injeder Weise nachdrücklich und einmütig zu fördern willensfind .

Eine neue Enzyklika des Papstes über die christliche Ehenimmt gegen die sog. Kameradschaftsehe und ähnliche Erschei¬nungen Stellung und verwirft grundsätzlich jede geschlecht-liche Betätigung außerhalb der Ehe. Jeder Mißbrauch derEhe (Geburtenkontrolle ) ynd jede direkte Vernichtung des fei*inenden Lebens wird als dem Gesetz Gottes entgegen alsuckturwidrig zurückgewiesen . Schließlich weist sie auf die ver¬hängnisvollen Folgen der Ehescheidung hin.

Di« Ssireife des Kanzlers
Besuch Oberschlefiens

Die Ostpreußenreise des Kanzlers hat am Donnerstagmit dem Besuch der Weichselstädte und der Hauptstadt des
Regierungsbezirks Marienwerder ihren Abschluß gefunden.
Abends reisten die Herren durch den Korridor über Küstrin
nach Oberschlesien ab. Über das Ergebnis der Ostpreußen -
reise wird berichtet, es ergebe sich aus den mannigfachen Ein¬
drücken als Gesamtbild die Tatsache, daß der Wille der Reichs¬
regierung , mit den vorhandene» Mitteln und Möglichkeiten
helfend einzugreifen, auf Verständnis gestoßen sei . Hiermit
dürfte die Grundlage geschaffen sein , die der Reichskanzler
als das wichtigste Fundament einer wirksamen Hilfe bezeich¬
net hat.

In Oberschlesien wurde zunächst die Provinzhauptstadt Op¬
peln besucht, wo heute, Freitag , im Oberpräsidium sogleich
eine Besprechung mit führenden Persönlichkeiten aus der Pro¬
vinz begann.

Oberpräfident Di Lukaschet begrüßte den Reichskanzler, wo¬
bei er u . a . ausführte , die Gesamtbereisung der Ostprovinzen
zeige , daß die Reichsregierung das Ostproblem in dieser gro¬ßen Perspektive sehe und sich zur Richtlinie mache . Nachdemeine Reihe von Rednern die besonderen Wünsche und Sorgen
Oberschlesiens zum Ausdruck gebracht hatten , sprach Reichs¬minister Treviranus .

Das Schlußwort nahm Reichskanzler Di. Brüning . Er
führte u . a . aus : Er habe feststellen müssen, daß mit den vonder Reichs - und der preußischen Staatsregierung zur Verfü¬
gung gestellten Mitteln in den betroffenen Grenzgebieten
nicht immer das herausgeholt worden sei, was unter allen
Umständen hätte erreicht werden können. Das Zusammenar¬beiten der Behörden sei nicht immer so gewesen, wie es not¬
wendig wäre . Wenn es gelinge, alle Kräfte zusammenzufassenauf eine klare Erkenntnis und ein einheitliches Ziel hin, werde
auch mit den geringeren Mitteln , die zur Verfügung stehen ,in der nächsten Zeit erheblich mehr geschaffen werden können,als in der Vergangenheit . Die Stärkung der produktivenKraft des ganzen Landes sei notwendig, um von dorther analle übrigen Fragen heranzugehen . Notwendig sei, daß in den
Grenzgebieten diese Dinge geschaffen würden , ohne parteipoli¬tische Gegensätze , die die Bevölkerung in unverantwortlicher¬weise aufpeitschen, und ihr den Glauben nehmen , daß einernster Wille der Reichsregierung vorhanden sei, zu helfen.Diese Hetze verzichte auch darauf , bessere Vorschläge zu ma¬chen und unterminiere dadurch das Selbstbewuhtsein der
Grenzbevölkerung. Er sei hierher gekommen , dieses Selbstbe¬wußtsein wieder zu heben . Wenn man sich jenseits der Grenzeüber die Reise aufgehalten habe, und ihr irgendeine außen¬politische Bedeutung beigemessen habe, so müsse er feststellen ,daß diese Aufregung der Reichsregierung beweise , daß sie mitdieser Reise den besten Weg gegangen sei.

Alsdann begann die Fahrt durch das winterlich verschneiteOberschlefien, zunächst nach Rosenberg.

Dte deutsche Delegation für Genf
Die deutsche Delegation für die Tagung des EuropaanS «fchuffes, der drei Tage vor der eigentlichen Ratstagung , näm¬

lich am 18. Januar , in Genf seine Arbeiten aufnehmen wird,setzt sich, außer dem Reichsaußenminister Dr. Curtius aus den
Ministerialdirektoren Gauß und Ritter vom AuswärtigenAmt, Ministerialdirektor Poffe vom Reichswirtschaftsmini¬sterium, Geheimrat von Weizäcker und Legationsrat Wörmann
zusammen.

Die Delegation wird am 14. Januar nach Genf abreisen.

Die Arbeitsmarktlage im Reich
4357000 suchen Arbeit

Im letzten Berichtsabschnitt des Jahres 1930 , vom 16. bis
31 . Dezember 1930, sind nach dem Bericht der Reichsanstalt inder Entwicklung des Arbeitsmarktes wesentlich neue Merkmale
nicht hervorgetreten. Ähnlich wie in der ersten Hälfte desMonats Dezember haben die bekannten, überwiegend in der
Jahreszeit liegenden Gründe zü einem weiteren Anwachsender Arbeitslosigkeit geführt , dabei hat jedoch die Schnelligkeit,mit der sich diese Entwicklung vollzieht, im Vergleich zumVorjahre weiterhin merklich nachgelassen . Vom 16. bis zum31 . Dezember hat die Zahl der Hauptunterstützungsempfängerin der Arbeitslosenversicherung um rund 210 000 auf rund2 155 000, in der Krisenfürsorge um rund 64 000 auf 667 000
zugenommen.

Die Zählung der arbeitslosen Arbeitssuchenden am 31 . De¬
zember ergab rund 4 357 000, das heißt, seit der Mitte desMonats ein Anwachsen um rund 380 000 Personen . Ende
Dezember des Vorjahres war — nach einer Zunahme umrund 489 000 — eine Zahl von rund 2 851 000 Arbeitslosenerreicht. Das Zunahmetempo hat sich im Dezember 1930 ge¬genüber dem Vorjahre erheblich verlangsamt .

Höher als im Reichsdurchschnitt ist die Zunahme der Zahlder Hauptunterstützungsempfänger in den Bezirken Ostpreu¬ßen , Schlesien, Pommern , Niedersachsen, geringer dagegen in
Brandenburg , Nordmark, Westfalen, Rheinland und Sachsen.

Beflaggung am Reichsgründungstage . Aus Anlaß des 60.
Reichsgründungstages werden am 18. Januar die Reichs -
dirnstgebäude im ganzen Reiche nach den Bestimmungen des
Erlasses vom 20 . März 1929 beflaggt.

Dietrichs Arbeitslosenprogramm . Reichsfinanzminister
Dietrich wird in den nächsten Tagen mit einer Reihe von Ver¬
tretern der Wirtschaft Fühlung nehmen, um mit ihnen über
die Vorschläge zum Arbeitslosenproblem zu beraten , die er in
Stuttgart und Heilbronn erörterte . Im Reichsarbeitsmini -
sterium wird gleichfalls an neuen Lösungsmöglichkeiten des
Arbeitslosenproblems gearbeitet . Die erste Kabinrttsfitzungunter dem Vorsitz des Reichskanzlers Dr. Brüning wird sichmit diesem Kernproblem der deutschen Wirtschaft eingehend
befassen .

Besprechungen über die Arbeitsdienstpflicht. Besprechungenmit den Spitzenverbänden der Arbeitgeber und Arbeitnehmerüber die Frage der Arbeitsdienstpflicht werden am 12. Januarim ReichsarbeitSministrrinm abgehalten werden. Es sollenbei dieser Gelegenheit u . a. alle im Reichstage vorliegenden
Anträge über die Einführung der Arbeitsdienstpflicht erör¬
tert werden.

Der Stapellanf des Panzerschiffes A (Ersatz Preußen )wird, der „D . Allg . Ztg .
" zufolge, voraussichtlich am Jahres¬

tag derSkagerrak - Schlacht , am 31 . Mai , stattfinden . Die Ent¬
scheidung , ob der Reichspräsident am Stapellauf teilnimmt ,wird im April fallen.

Der Schiedsspruch für den sächsischen Steinkohlenbergbau ,der eine Senkung der Tariflöhne um 6 Proz . Vorsicht , wurde
vom Reichsarbeitsminister für verbindlich erklärt .

Der . österreichische Innenminister Winkler hat den WienerBürgermeister Seih (Wien ist bekanntlich ein besonderes Bun -desland ) dringend ersucht , die weitere Aufführung des Film,»n Wir» zu verhindern . Der der sozialdemokratischen Parteiangehürende Bürgermeister lehnte jedoch das ab und prote¬stierte dabei. daß am Freitag die Abendvorstellungen von derPolizei ohne seinen Auftrag als Landeshauptmann verbotenworden seien. Für das Land Riederöfterreich ist von bestenLandeshaupt,nann ein Verbot bereits erlassen worden.Im oberösterreichischen Landtag beantwortete Landeshaupt ,mann Di. Schlegel eine sozialdemokratische Anfrage zu demauch dort bereits erlassenen Verbot, und führte dabei u. a.aus , daß der Film eine vollkommen einseitige Darstellung auf-weise , die ganze Kraßheit des Krieges und seine uienschlichenSchwachen ausschließlich auf deutscher Seite suche und finde,und ,edes ethische Moment auf deutscher Seite offenbar be-wutzt vermissen läßt . Diese Darstellung werde von breitenKrersen des deutschen Volkes , insbesondere von den Kriegs-°^ne Rücksicht auf ihre Parteizugehörigkeit , alsVerhöhnung empfunden. Aus dem Gesichtspunkt der Volks ,zusammengehörigkeit habe sich der österreichische Ministerratveranlaßt gesehen , es als wünschenswert zu bezeichnen , daßder Film in Österreich nicht aufgeführt werde.

Amerika so» Deutschland HelsenDer amerikanische Bankier Paul W. Marburg hielt in NewUork ,n der gemeinsamen Aufsichtsratssitzung mehrerer gro-tzer Banken eine längere Rede, in der er zunächst auf die all-gemeine Erörterung der Ursachen der gegenwärtigen Depres¬sion hinwies . Er erklärte , die Richtigkeit der Ansicht, daßGeldmangel und unrichtige Goldberteilung die Krise ver-ursacht hätten , müßte stark bezweifelt werden. Es sei be.säuerlich, daß die amerikanische Regierung eine Vertretungder amerikanischen Bundesreserbebanken im Auftichtsrat derB .J .Z. verhindert habe.
Marburg führte weiter aus , man müsse hoffen, daß auchAmerika schließlich einsehen möge , daß es nicht die Kaufkraftseines größten Marktes , nämlich Europas , lähmen könne ,ohne sich selbst zu schädigen . Amerika sollte Deutschland inseinem Bestreben, sein Haus in Ordnung zu bringen , jedemoralische und materielle Unterstützung gewähren . Der Ent -schluß Deutschlands, ein Moratorium zu beantragen , würdeweder die Dawes - oder Uounganleihe noch irgendwelchedeutsche öffentliche oder Privatanleihen berühren .

Internationale Juristentagung in Paris
In Vorbereitung des für August 1932 im Haag borge-sehenen Kongreffes der Internationalen Akademie für Ver-gleichendes Recht sind am Sitze des Völkerbundsamtes fürgeistige Zusammenarbeit in Paris etwa 50 Rechtslehrer vonetwa 20 Ländern (darunter Deutschland, Frankreich, Eng-land , Italien , Spanien , Österreich, Ungarn , Japan usw . ) zu¬sammengetreten .
Als einer der Generalsekretäre hielt Professor Balogh (Ber -lin ) einen Vortrag über die künftigen Beratungsgegenstände .Die Sachverständigen sind sich darüber einig, daß eine Ge¬genüberstellung der Behandlung gewister Fragen , die sowohldas öffentliche wie das Privatrecht betreffen , im Gesetz undRechtsprechung der einzelnen Länder zur Förderung der Ver¬einheitlichung wünschenswert sei. Es wurde die Einsetzungvon Länderausschüste« beschlossen, die für die Haager Tagungpositive Anregungen in dieser Hinsicht ausarbeiten sollen . DerVorstand der Akademie behält enge Fühlung mit den verschie¬denen juristischen Organisationen , die an dem gegenwärtige «Unternehmen , das der Annäherung der Völker durch das Rechtdient, interessiert sind .

Tarifloser Zustand und Lohnsenkungim Holzgewerbe
Die wiederholten Verhandlungen über Erneuerung derLohntarife im deutschen Holzgewerbe haben zu keinem Er -gebnis geführt . In dem weitaus größten Teil des holzver-arbeitenden Gewerbes ist daher hinsichtlich des Lohnes eintarifloser Zustand eingetreten .
In Arbeitgeberkreisen wird erklärt , daß die trostlose Lageder Holzindustrie nicht mehr die Beibehaltung der bisherigenLöhne gestatte, die zum Teil weit über den Löhnen andererBerufsgruppen lägen und den Friedensreallohn wesentlichüberschritten.
Nachdem erneute Bemühungen durch Verhandlungen , eine

Lohnregelung herbeizuführen , Ende Dezember wieder ergeb¬nislos geblieben find, hat sich die organisierte Arbeitgeber¬schaft , wie sie mitteilt , entschlossen, spätestens ab 16. Januar1931 alle bestehenden Löhste ebenso wie die Akkorde um8 Proz . z« senken . Sie halte dabei grundsätzlich fest, daß eine
Ibprozentige Lohnsenkung erforderlich wäre , die auch in vollem
Umfange durchgeführt werden mühte , falls bis zu einem noch
festzusetzenden Zeitpunkt eine Verständigung auf dem Ver¬
handlungswegs nicht erfolgt sein sollte . Hinsichtlich des Man -
telvertrages für das deutsche Holzgewerbe find die Vorberei¬
tungen für die Erneuerungen des gekündigten Vertrages im
Gange.

Schwindel über deutsche Geheimrüstungen . Zur Zeit lau¬fende im Pariser „Journal " veröffentlichte Artikel über
oeutsche Geheimrüstungen und unerlaubte Befestigungsarbei¬ten , werden in Kreisen des Reichswehrministeriums als voll¬
kommener Schwindel bezeichnet . An allen diesen Behauptun¬
gen über unerlaubte Befestigungsarbeiten ist kein wahre-
Wort .

Die Pirmasenser Bombenaffäre . Die Regierung der Pfalz
5
«t den dritten kommunistischen Bürgermeister von Pirma-ens , Heinrich Schreiber, der wegen Verdacht der Beteiligungan der Herstellung von Bomben im Zweibrücker Gefängnis

fitzt, vorläufig seiner Dienste enthoben. Weiterhin wird be¬
kannt . daß sich an das Strafverfahren unmittelbar das Diszi¬
plinarverfahren anschließen wird.

Festnahme einer nationalsozialistischen Sturmabteilung in
Waldenburg (Schlesien) . Eine Sturmabteilung der National¬
sozialisten wurde abends gegen 10 Uhr bei einer Nachtübungvon eineni Kommando der Schutzpolizei überrascht. Von den
40 Teilnehmern wurden 17 Personen vorübergehend sestge-
nommen Die meisten trugen verbotene S .-A .-Uniformen .

Preußens Schulden: 633 Millionen . Im Hauptausschuhdes Preußischen Landtags wurde die augenblickliche Schulden¬
last des preußischen Staates mit 633 Millionen Reichsmark
bei einem Zinsendienst von 67 Millionen Reichsmark angege¬ben, das sind 91 Millionen Reichsmark mehr als im Vor¬
jahr .

Zum Präsidenten des Memelländischrn LandrsdirektoriumS
ist vom litauischen Gouverneur des Memelgebietes nunmehr
der Direktor der landwirtschaftlichen An- und Verkaufsgenof-
senschaft in Memel, Böttcher, ernannt worden. Er ist poli¬
tisch nicht gebunden, steht aber den deutsch - litauischen Mehr¬
heitsparteien nahe.



Hrs„n im Minter gevaut werden ?
. .Die Gesellschaft für ' Soziale Reform hat sich^

seinerzeit iu
einer besonderen Sitzung mit der Frage beschäftigt, ob fich
die Saisonschwankungen in der Bau Wirtschaft , durch die be-
kanntlich die Arbeitslosenversicherungskassen, aber auch die
kommunale Wohlfahrtspflege aufs stärkste belastet werden,
künftig vielleicht überwinden lassen . .

Die Bauwirtschaft , die einschließlich der Baustoffindustrien
etwa drei Millionen Arbeiter beschäftigt, entlaßt m ledem
Winter etwa die Hälfte hiervon. Dadurch entsteht -n iedem
Winter ein Lohnausfall von rund einer Milliarde Reichsmark,
der die Maffenkaufkraft erheblich beeinträchtigt und dadurch
Handel und Wandel schwer schädigt . In der obengenannten
Beratung der Bausachverständigen vertrat Dt Günther Kuhn,
der zur Zeit im Aufträge der Reichsforschungsgesellschastfür
Wirtschaftlichkeit im Bau - und Wohnungswesen diese Frage
untersucht, den Staiidpunkt , daß es sich bei den Saisonschwan,
kungen nicht, wie meist behauptet wird, um eine durch Winter -
kälte naturgegebene und unabänderliche Notwendigkeit handele.
Zum Beweise hierfür wies er nach, daß die Schwankungen m
der Bauwirtschaft im Laufe der letzten Jahrzehnte bereits er¬
heblich abgenommen haben. Er wies ferner nach, daß es in
New Dort trotz erheblich größerer Temperaturschwankungen und
Kälte möglich gewesen sei , die Banperiode um ein Drittel zu
»crlängern. Eine von Hoover ins Leben gerufene Nn^ rsu -
chungskommission habe festgestellt , daß es weder »n Hochbau
noch im Tief - und Straßenbau e,ne Bauarbeit gäbe, die nicht
auch im Winter ausgeführt werden könne. In Deutschland habe
man sich viel zu sehr an das Auf und Ab im Bauwesen ge-
wöhnt und noch nicht ernstlich versucht , das Baugewerbe mög¬
lichst das ganze Jahr hindurch zu beschäftigen. Allerdings sei
das Bauen im Winter um 3 bis 5 Prozent teurer als im Som¬
mer , aber die Verkürzung der Bauzeit wiege durch die damit
verbundene Zinsersparnis die Mehrkosten auf . Nach Ansicht des
Referenten ist es in erster Linie die öffentliche Hand , die beim
Bau von Straßen und öffentlichen Gebäuden die Sommerzeit
bevorzugt und dadurch eigentlich die Saisonschwankungen zu
einem nicht geringen Teile verursacht. .

Der Grund hierfür liegt hauptsächlich darin , daß das Etat¬
jahr im Frühjahr beginnt , und daß dann erst die Aufträge
erteilt werden Infolgedessen fallen sie in eine Zeit , in der
die Bautätigkeit ohnehin stärker einsetzt . Zur Überwindung
dieser Saisonschwankungen schlug Dt Kühn eine Verlegung
des Beginns des Etatjahrs vor. Ferner verlangte er, daß bei
der Vergebung der Hauszinssteuerhypotheken solche Bauherren
bevorzugt werden sollen , die im Winter bauen lassen wollen.
Die Reichsbahn soll durch ermäßigte Wintertarife für Bau¬
stoffe die Beschäftigung in den Wintermonaten fördern , denn
eine gleichtstäßigere Produktion führt zu gleichmäßigerer Ver¬
keilung der Transporte , und hiervon hat auch die Eisenbahn
großen Vorteil .

In der an das Referat sich anschließenden Aussprache ver¬
trat der Leiter einer großen Baufirma den Standpunkt , daß
es technisch durchaus möglich sei, im Winter zu bauen , ohne
daß dadurch eine Verschlechterung der Qualität der Bauwerke
und eine Verminderung ihrer Dauerhaftigkeit eintreten müsse ,
insofern es nur gelinge, das Bauwerk gegen die kalte Luft ab¬
zuschließen. Die hierdurch entstehenden Mehrkosten betragen
etwa 8 bis 4 Prozent der Baukosten und werden außerdem
Häufig durch Zinsersparnis ausgeglichen. Die Frage des
Bauens im Winter ist freilich nicht ausschließlich technische.
Ihre Lösung hängt vielmehr auch von vielen anderen Dingen ,
insbesondere von der Finanzierung der Winterbauten ab. Wir
sahen deshalb auch , daß selbst in so einem warmen Winter
wie dem letzten die Bautätigkeit sehr darniederlag , weil
ihre Finanzierung bei den gegenwärtigen Geldmarktverhält¬
nissen meist unlösbare Aufgaben stellte . Eine anderweitige
Verteilung der Hauszinssteuermittel würde wahrscheinlichschon
etwas helfen.

Eisenbahnunglück in Polen
WTB . Warschau, 9. Jan . (Tel .) . Wie dem „Expreß Poranny "

aus Wilna gemeldet wird , ereignete sich auf der Strecke Ostki -
Wojtkowice gestern ein schweres Eisenbahnunglück. Infolge
der Fahrlässigkeit eines Maschinisten überfuhr ein Personen¬
zug etwa 4 Kilometer vor Ostki das Haltesignal und stieß mit
einem dort haltenden Güterzug zusammen . Der Personenzug
wurde aus dem Gleis geworfen. Es sollen angeblich 60 Per¬
sonen verletzt worden sein. Der Führer , der betrunken gewesen
sein soll, wurde verhaftet .

Kleine Chronik
In Stuttgart wurde heute nacht die 21 Jahre alte Bardame

Creszentia Beutele von einem Manne , den sie in der Resi¬
denzdiele kennengelernt und mit nach Hause genommen
hatte , durch Pistolenschüsse in Brust und Rücken lebensge¬
fährlich verletzt . Der Versuch , das Opfer zu berauben , ist
mißglückt . Der Täter ist geflüchtet.

Wie aus Oberstaufen (Allgäu ) gemeldet wird , ist der , na¬
tionalsozialistische Abgeordnete Gregor Straffer bei einer
Skitour auf dem Hohenkapf, verunglückt. Bei der Abfahrt , kam
er zu Fall und zog sich eine Verletzung der Wirbelsäule zu.

Über die Ursache der Alsdorfer Grubenkatastrophe ist der
Unfallausschuß der Grubensicherheitskommission in seiner
Mehrheit der Meinung , daß unter Tage eine Schlagwetter¬
explosion stattgefunden hat , bei der Kohlenstaub mitgewirkt
hat . Diese Explosion hat dann über Tage im Schachtgebäude
eine starke Kohlenstaubexplosion ausgelöst . Nach dem Um¬
fang der Zerstörungen zu urteilen , müssen unter Tage große
Mengen Grubengase freigeworden sein. Ursache und Herd
der Explosion konnten nicht festgestellt werden.

Auf die Sparkaffe in Steinhorst bei Hamburg war von
sechs Personen , die mit einem Auto kamen, ein Raubüberfall
versucht worden. Zwei Räuber wurden von der Polizei so¬
gleich dingfest gemacht , drei weitere heute in Hamburg . Es
handelt sich um vorbestrafte Männer . Sie hatten beabsichtigt,
in Pinneberg und Umgebung weitere Naubüberfälle auszu -
sühren.

Der stellvertretende Direktor der Berliner Universitäts -
frauenklink, Prof . Richard Hornung , hat in seiner Wohnung
seinem Leben durch Erschießen ein Ende gemacht. Der Ge¬
lehrte , der ein Alter von nur 38 Jahren erreicht hat und einer
der hervorragendsten Berliner Frauenärzte war , hat die Tat
offenbar in einem Anfall von Schwermut begangen.

Der Inhaber des Bankgeschäftes Primavesi & Co . in
Schwedt a. d. Oder, Karl Primavesi , und sein Prokurist Pan -
lischek wurden verhaftet . Beide sollen — der „Voss. Ztg .

" zu¬
folge — anvertraute Gelder und Wertpapiere in Höhe von
400 000 Reichsmark unterschlagen haben.

Die weitere Untersuchung der bei der Breslauer Reichs¬
monopolverwaltung aufgedeckten Spritdiebstähle hat zu neuen
Verhaftungen geführt . Insgesamt befinden sich nunmehr fünf
Angestellte und Arbeiter der Reichsinonopolverwaltung , sowie

l^ " " ereibesitzer und ein Kaufmann in Untersuchnngs -
Wt . — as Strafverfahren ist gegen 14 Personen eingeleitet ,darunter 6 Gastwirte .

LchlichtungSverhanblungen für Behörde,wngrstclltc . F »
dem Tarifstreik um die Vprozentige Gehaltskürzung bei den
Reichs - und den preußischen Staatsangeftellten hat der Reichs-
arbeilsminift « Gchltckstttngsverhandlungenauf den 15. Jan .
anberaumt .

Bs &disciier Teil
Verbot der „Arbeiterzeitung "

aut zwei Mocben
Der Minister des Innern hat das Erscheinen der in Mann¬

heim herausgegebenen „Arbeiterzeitung " auf die Zeit vom
9. bis 22. Januar verboten. Begründeter Anlaß hierzu war
die Form der Kritik der Rede des Reichsfinanzminifters
Dietrich über das Arbeikslosenproblem, welche dieser am 6.
Januar d. I . in Stuttgart gehalten hat . Minister Dietrich
hat bekanntlich die Frage aufgeworfen, ob es nicht angebracht
sei, mit den 250 Millionen Reichsmark, welche die Unterstüt¬
zung der Arbeitslosen in Deutschland pro Monat kostet, die
entscheidende Rohstoffproduktion anzukurbeln oder die verar¬
beitende Industrie , die besonders viel lebenswichtige Rohpro¬
dukte verbraucht, in Bewegung zu bringen , damit auf diese
Weise den Arbeitslosen Beschäftigung gegeben werden kann.
Für jeden arbeitslosen Arbeiter oder Angestellten mühte eine
entsprechende Summe zugezahlt werden. Von einer Einstel¬
lung der Zahlung der Erwerbslosenunterstützung hat der Mi¬
nister nicht gesprochen , im Gegenteil ausdrücklich bemerkt:
„Würden wir dies tun , hätten wir am anderen Tage eine
Revolution im Lande.

"

Gleichwohl nannte die kommunistische „Arbeiterzeitung " den
Vorschlag Dietrichs einen fast unglaublichen Wahnsinnsplan
der faschistischen Brüning - Regierung . Dieser Plan sei bas
wahnwitzigste und verbrecherichste , was je eine Regierung aus¬
geheckt habe .

In diesen Ausführungen liegt eine schwere B schimpfung
eines Mitgliedes der Reichsregierung, sowie der gesamten
Reichsregierung und damit ein Verstoß gegen das Republik¬
schutzgesetz , weshalb ein Verbot der „Arbeiterzeitung " auf 14
Tage erfolgt ist.

In der heutigen Zeit der schlechten Wirtschaftslage ist es
unverantwortlich , unsinnige und falsche Behauptungen über
die Frage der Erwerbslosigkeit und ihrer eventuellen Behe¬
bung in der Öffentlichkeit zu verbreiten.

Kadiscder Landtag
Die nächste Vollsitzung

Die nächste Vollsitzung des Badischen Landtags findet am
Donnerstag , den 15. Januar , vormittags 9 Uhr, statt . Auf
der Tagesordnung stehen folgende Förmliche Anfragen : des
Abg . Wagner (NatSoz .) betr . politische Äußerungen des Mi¬
nisters Dt Remmele in Volksversammlungen, des Abg . Teutsch
vom Ev. Bolksd . betr . Bekämpfung und Beseitigung der
Kriegsschuldlüge, des Abg . Dt Mattes betr . Ablehnung der
Bekenntnisklausel in einem Staatsvertrag mit der evangeli¬
schen Kirche und des Abg. Freiherr von Marschall betr . Über¬
schreitung der Amtsgewalt durch Polizeibeamte . Weiter stehen
zur Verhandlung Anträge der Ausschüsse für Rechtspflege
und Verwaltung und den Haushalt , sowie einige Gesuche .

Der Rechtspflegeausschuß
des Badischen Landtags ist Donnerstag nachmittag zusam¬
mengetreten , um die vor Weihnachten abgebrochene Zweite
Lesung des neuen Beamtengesetzes wieder aufzunehmen .

Ein nationalsozialistischer Antrag , den Paragraph 87d zu
streichen , wurde abgelehnt. Die Bestimmungen über Dienst¬
strafgerichte, deren Zusammensetzung und Verfahren fanden
ohne wesentliche Änderungen Annahme. Man trat einem so¬
zialdemokratischen Antrag bei , den Kreis der Verteidiger im
Dienststrafverfahren weiterzuziehen, indem jedem Beamten
des Reiches und der Länder das Recht dazu gegeben wird.
Ebenso wurde ein Zusatzantrag des Berichterstatters ange¬
nommen, der den richterlichen Beamten das Recht gibt , ein
Dienststrafverfahren gegen sich selbst zu beantragen , gegen¬
über einer Dienststrafe oder einer Rüge wegen der Erledi¬
gung eines richterlichen Amtsgeschäfts.

Der gesamte Gesetzentwurf wurde schließlich mit 13 Stim¬
men bei 2 Enthaltungen mit den beschlossenen Änderungen
und Zusätzen angenommen, ebenso der Antrag , das Gesetz
als dringlich zu erklären.

Die Neckarkanalisatioir
Die beiden Staustufen Neckargemünd und Neckarfteinach

sind fertiggestellt und werden in diesen Tagen endgültig in
Betrieb genommen. Mit dem Bau der nächsten , neckarauf-
wärts gelegenen Stufen Hirschhorn und Rockenan wird plan¬
mäßig in diesem Frühjahr begonnen.

Der Zuschlag zu deu Brauvenlschädiguugeu
Der gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 4. August 1929 über

die Änderung des Gebäudeversicherungsgesetzeszu gewährende
Zuschlag zur gesetzlichen Brandentschädigung wird bis auf
weiteres in der Weise festgesetzt, daß für Schadensfälle , in
denen die Wiederherstellung der Gebäude in der Zeit vom
1. Januar 1931 an erfolgt, eine Gesamtentschädigung (Grund¬
entschädigung samt Zuschlag ) in Reichsmark gewährt wird,
die sich auf das 1,50fache der nach Baupreisen vom 1 . August
1914 festgesetzten Entschädigung beläuft .

Die landwirtschaftlichen Genossenschaften
Rach der Statistik des Reichsverbandes der deutschen land¬

wirtschaftlichen Genossenschaften — Raiffeisen e . V. — wa¬
ren am 1 . Januar 1931 vorhanden : 121 Zentralgenoffenschaf-
len , 20189 Spar - und Darlehenskaffen. 4442 Bezugs - und
Abfatzgenossenschaften , 4747 Molkereigenoffenschaften, 11299
sonstige Genossenschaften . Es ist seit 1926 wieder ein gerin¬
ger Rückgang eingetreten , der sich unter Zugrundelegung des
am 1. Januar 1931 vorhandenen Bestandes auf 47 Genoffen-
schaften beziffert.

Aus diesen Zahlenangaben läßt sich entnehmen , daß der
Schwerpunkt der genossenschaftlichen Neugründungen fich zu
den Gruppen der Molkereigenoffenschaftenund sonstigen Ge¬
nossenschaften verschoben hat, also zu den Spezialgenoffen »
schäften , was aufs neue zeigt, daß die Landwirtschaft bemüht
ist, die Absatzfragen genossenschaftlich zu lösen. Was die an¬
deren Gruppen angeht, so machen sich bei ihnen in immer
stärkerem Matze die in den verschiedenen Gebietsteilen des
Reiches bereits eingeleiteten örtlichen Vereinheitlichungsmaß .
nahmen im genoffenschaftlichen Unterbau geltend.

Eure De» Lohnstreits
in der Sndweftdentschen Metallindustrie

Über die am 27. Dezember 1930 für die badische Metall¬
industrie gefällten Schiedssprüche , die für die Bezirke Mann -
heun -Ludwigshafen und Frankenthal eine Senkung der Ak¬
kordlöhne von 6.5 Prozent , der Zeitlöhne um 6 Prozent bei
gelernten und angelernten und 5 Prozent bei ungelerntenArbeitern , für die Bezirke Freiburg und Seekreis allgemeinauf 5 Prozent vorsahen, fanden am Donnerstag vor dem
Schlichter für Südwestdrutschland in Anwesenheit des pfälzi¬
schen Landesschlichters Rachverhandlunge» in Karlsruhe statt.Die Schiedssprüche waren von Arbeitgeberseite in sämtlichen
Bezirken abgelehnt , von Arbeitnehmerseite, »ist Ausnahme des
Bezirks Mannheim -Ludwigshafen , angenommen worden. Nach
längeren Beratungen wurden die Schiedssprüche für Franken¬
thal . Freiburg und Seekreis auf Antrag der Arbeitnehmer -
feite, von Mannheim -Ludwigshafen von Amts wegen im ös-
fentlichen Jntereffe für verbindlich erklärt. Damit hat de.
Lohnstreit in der Südwestdeutschen Metallindustrie seinen Ab«
schluß gefunden .

Aus der badischen Industrie
Zeitweise Stillegung der Waggonfabrik Rastatt . Wie der

Vorstand der Gesellschaft mitteilt , steht er verschiedenen , in
den letzten Tagen durch die Preffe gegangenen Nachrichtenüber das Unternehmen fern , und sie enthalten auch ganz er-
hebliche Unrichtigkeiten. Die ausgesprochenen Kündigungen
von Beamten und Angestellten sind eine fürsorgliche Matz,
nähme , zu der auch sämtliche anderen deutschen Waggon- ^
fabriken genötigt waren , nachdem die Deutsche Reichsbahn-
Gesellschaft erklärt hat, dem an sich schon verkürzten Auftrag
für das erste Halbjahr 1981 keinen weitereii Auftrag für das
zweite Halbjahr folgen lassen zu können . Infolgedessen wird,
falls nicht die Reichsbahn doch noch Aufträge zu erteilen in
der Lage ist . voraussichtlich die ganz-- Waggonindustrie ein,
zeitweise Stillegung ihrer Betriebe vornehmen müssen . Da¬
gegen denkt die Verwaltung der Waggonfabrik AG., Rastatt ,
nicht daran , ihr Werk dauernd zu schließen , und alle hieraus
gezogenen Schlußfolgerungen sind daher gegenstandslos. —
Von der Kündigung werden 45 Angestellte und 350 Arbeiter
betroffen . Wie die „Rast. Ztg .

" erfährt , ist die Stadtverwal -
tung seit längerer Zeit für den Betrieb bemüht und konntê
auch Teilerfolge erzielen. Sie wird sich weiterhin energisch
dafür einsetzen , daß eine Stillegung vermieden wird.

Die Arbeitslosigkeit im Bezirk Bruchsal. Durch die Still¬
legungen in der Tabakindustrie sind dem Arbeitsamt Bruchsal-
Brette « auf einem Schub zu den sonstigen Gesuchen der Er -
werbslosen des Bezirks noch weitere 6000 Unterstützungsgesuche
eingegangen , wodurch eine überaus hohe momentane Be-
lästung des Amtes eingetrcten ist, bei ruhiger Abwicklungaber bewältigt werden wird.

Arbeitsaufnahme in der Zigarrenindustrie . In Grafen -
Hansen (Lahr ) ruhen zur Zeit sämtliche Zigarrenfabriken , wo-
durch 300 Arbeiter beschäftigungslos geworden sind . Die Fi¬liale der Zigarrenfabrik Heidinger in Dinglingen ging nun -
mehr durch Kauf an die Firma Geiger. Gantschi und HauriG . m . b. H., Stumpenfabriken , über . Der Betrieb soll als¬
bald mit Arbeitern beider Firmen ausgenommen werden.

InJ »em Lohnstreit der Mechanischen Weberei Breisach wurde
vom schlichter den Parteien ein Vergleichsvorschlag unterbrei -
tet . Stimmen die Parteien bis zum Samstag diesem Ver-
gleichsvorschlag nicht zu , so werden auf Dienstag neue Ver-
Handlungen angesetzt , in denen es dann zu einem Schieds-
sprach kommen muß.

Aus der Tandesbauptstadt
Die nächste Schwurgerichtstagung. Am Montag , den 20.

Januar , beginnt die erste Schwurgerichtstagung dieses Iah - jres . Vormittags wird über einen Meineidsfall verhandelt ,während am Nachmittag der Pressebeleidigungsprozeß des '
Pfarrers Föry in Honau gegen den Schriftleiter des „Führer ", !
Moraller , stattfindet , dem eine Beleidigungsklage zugrunde «
liegt , die das Erzbischöfliche Ordinariat in Freibura gegen ;
Schriftleiter Moraller angestrengt hat.

Geisteskranker Vatermörder . Die Untersuchung des 29 Jahrealten verheirateten Taglöhner Karl Herr aus Kartung hat
ergeben , daß Herr geisteskrank und daher strafrechtlich nicht
verantwortlich ist. Das gegen ihn schwebende Verfahren we -
gen Ermordung seines 57 Jahre alten Vaters , die Tat ge-
schah im November 1929, wurde auf Grund des 8 61 RStGB .
eingestellt und die Überweisung Herrs in die Heil- und Pflege¬
anstalt Jllenau nngeorbnet _

Wetterbericht der Bad. Landeswetterwarte , Karlsruhe , von
heute morgen : Hoher Druck liegt auch heute über Europa aus¬
gebreitet . Eine Änderung der Wetterlage ist nicht eingetreten .Voraussage : Fortdauer der bestehenden Witterung .

Wafferstänbe : Waldshut 244 —5, Basel u . Schusterinsel fehlt.Kehl 284 —11 , Maxau 483 —23, Mannheim 434 —32, Caub
über 200 Zentimeter .

Dsndel und Mirtscbakt
Berliner Devisennotierungen

S. Januar 8. Januar
Geld Bri -j Gelo SBfitt

Amsterdam 100 G. 169.02 169 .36 169 .00 169 .34
Kopenhagen 100 Kr. 112 .22 112 .44 112 .21 112 .43
Italien . . 100 L. 21 .98 22 .02 21 .96 22 .00
London . . 1 Pfd . 20.391 20 .431 20 .385 20.425
New Jork 1 D. 42 .005 4.2085 4.1980 4 .2060
Paris . . . 100 Fr . 16.47 16.61 16.468 16 .508
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling

81 .38
5905

81 .54
59.17

81 .375
59.03

81 .535
59 .15

Prag . . . . 100 Kr. 12.45 12.47 12.432 12 .452
Nach dem Ausweis der Reichsbank vom 7 . Januar hat sichin der verflossenen Bankwoche der Umlauf au Reichsbank¬noten um 452,5 Will, auf 4325,8 Mill. Reichsmark , derjenige

an Rentenbankscheinen um 33,7 Mill. auf 405,4 Mill . Reichs¬mark verringert . Die Bestände an Gold und deckungsfähigen
Devisen haben sich um 68,7 Mill. auf 2616,3 Mill . Reichsmark
ermäßigt . Die Deckung der Noten durch Gold allein erhöhte
sich von 46,4 Proz . in der Vorwoche auf 51,2 Proz . , diejenige
durch Gold und deckungsfähige Devisen von 56,2 Proz . auf
60,5 Proz .

Der Privatdiskont ist, wie aus Berlin gemeldet wird, um
je 1/a Proz ., und zwar für kurze Sichten auf 4°/» Proz . , und
für lange Sichten auf 4 % Proz . ermäßigt worden .

Der Großhandelsindex . Im Monatsdurchschnitt Dezember
stellte sich die Großhandelsindexziffer des Statistischen Reichs¬
amtes mit 117,8 um 1,9 Proz . niedriger als im Vormonat
( 120,1 ) . Von den Hauptgruppen ist die Indexziffer für Agrar¬
stoffe um 1,4 Proz . auf 110,4 ( 112,0) , die Indexziffer für
Kolonialwaren um 2,7 Proz - auf 105,2 (108,1 ) und diejenige
für industrielle Rohstoffe und Halbwaren um 2,7 Proz . auf
109,9 (112,9 ) zurückgegangen. Die Indexziffer für industrielle
Fertigwaren ist weiter auf 142,9 (144,9) oder um 1,4 Proz .
gesunken.



Waggonfabrik H. Fachs AG^ Heidelberg . Die Gesellschafterzielte in dem am 3V. Juli abgelaufenen Geschäftsjahr einenBetriebsüberschuß von 1,89 Mill . Reichsmark , während imBorjahr die Gewinn- und Verlustrechnung durch Sanierungausgeglichen worden war. Die Unkosten sowie die Auflösungder Abteilung Lastzugbau erforderten 810 381 (463 000 ) 3m,während Steuern und Zinsen mit 210000 (369 000 ) 3SH und
Abschreibungen mit 124 743 (123 000 ) 3M ausgewiesen wer¬den . Aus dem 146 839 'Ml betragenden Reingewinn soll dieDividendenzahlung mit 5 Proz. wieder ausgenommen werden . .40 000 Ml sollen dem gesetzlichen Reservefonds zugeführt und8839 3M auf neue Rechnung vorgetragen werden . Dem Ge¬
schäftsbericht ist zu entnehmen, daß die Warenvorräte sehrverringert worden sind, und zwar ohne Schädigung des Be¬triebes. Der Bericht weist ferner darauf hin, daß sich die
Aktienmehrheit im Besitze der Westdeutschen Waggonfabrik inKöln befindet . Das laufende Geschäftsjahr hat bisher we¬sentlich geringere Aufträge gebracht.

Rähmaschinensabrik Karlsruhe vorm. Haid & Reu. DerAbschluß für 1929/30 (30 . Juni ) ergibt — der „Franks . Ztg."zufolge — nach 275 769 (i. V. 299 400 ) UM Abschreibungen aufAnlagen einen neuen Verlust von 43 349 3M, der zusammenmit dem Vorjahrsverlust von 78631 3tH vorgetragen werdensoll bei 3 Mill. Reichsmark Aktienkapital (Generalversamm¬lung 81 . Januar , Tageskurs 20 Proz . ) .

Die Fried. Krupp AG . wird — der „Franks . Htg ." zufolge— für das am 30 . September abgelaufene Geschäftsjahr wie¬der keine Dividend« verteilen. Der Reingewinn bleibt infolgeder rückgängigen Eisen- und Kohlenkonjunktur in den letztenMonaten des abgelaufenen Geschäftsjahres erheblich hinterdem des Vorjahres zurück . (Generalversammlung 30 . Ja¬nuar. )
Die deutsche Zuckeraussuhrquote . Die Vertreter der euro¬

päischen und außereuropäischen Zuckerexportländer haben beiden jetzigen Berliner Verhandlungen Deutschland das Ange¬bot gemacht, die bisher vorgesehene Ausfuhrquote von
jährlich 200 000 Tonnen bis 1934 beträchtlich zu erhöhen.Damit dürften die lang geplanten internationalen Vereinba¬rungen über eine Regelung des Überangebotes auf dem
Weltzuckermarkt zustandekommen . — Wie weiter gemeldetwird , soll die deutsche Ausfuhrquote für das Exportjahr1930/31 auf 500 000 Tonnen, für 1931/32 auf 350 000 Tonnenund für 1932/33 und 1934/35 auf je 300 000 Tonnen bezrf-fert werden . Die Rohrproduzenten haben , um zu diesem Er¬
gebnis zu gelangen, auf einen Export von 550 000 Tonnen
verzichtet. Die europäischen Zuckerproduzenten verzichten auf4 Prozent ihrer ihnen in Brüssel zugebilligten Quote» also aufinsgesamt 200 000 Tonnen. Der Verein der deutschen Zucker¬industrie hat beschlossen, für Montag, den 12. Januar , eineSitzung einzuberufen und der Versammlung aller deutschenZuckerfabriken die Annahme dieses Vorschlages zu empfehlen .Dieses Ergebnis bedeutet nach monatelangen Verhandlungeneine Gesamtregelung des Überangebotes auf dem Weltzucker-markt. Man erwartet auf Grund dieser Regelung eine Preis¬steigerung auf dem Weltzuckermarkt, die die Exportverlustezum großen Teil vermeiden lassen wird .

Gememderundscbau
Bürgermeisterwahlen. In Lembach (Amt Waldshut) wurdeder seitherige Bürgermeister» Landwirt B . Gantert, mit gro¬ßer Mehrheit wiedergewählt. — In Nesselwangen (Amt Kon-

stanz ) konnte erst im 3. Wahlgang die Entscheidung bei der
Bürgermeisterwahl fallen. Der bisherige Bürgermeister Steu -rer konnte nur 44 Stimmen auf sich vereinigen, währendsein Gegenkandidat , Gemeinderat Karl Korherr, mit 66 Stim¬men zum Bürgermeister gewählt wurde.

Die Kreisversammlung des Kreises Offenburs wählte den
seitherigen Kreisvorsitzenden , Rechtsanwalt Friedemann, Of¬fenburg, und den seitherigen stellvertretenden Vorsitzenden»Schulrat Läubin , mit 22 Stimmen des Zentrums, der So¬
zialdemokraten und der Staatspartei gegen 14 Stimmen der
Nationalsozialisten und der Wirtschaftspartei wieder . EineStimme war ungültig. In den Kreisrat wurden von der erst¬genannten Wahlgruppe 6 Mitglieder, von der zweiten 6 ge¬wählt. Der Versammlung wohnte auch LandeskommissärSchwöret, Freiburg. bet.

Freibnr, wird wieder Rentnerstadt. In der Zeit vom1. April bis 1. Dez. 1930 wnrde in Freiburg insgesamt 840 Fa¬milien von auswärts - die Berechtigung zur Ermietuug einerselbständigen Wohnung zugesprochen . 323 Familien sind be¬reits mit Wohnungen versorgt . D «e Tatsache, daß von denmit Wohnungen versorgten Familien 144 Wohnungen mrteinem Mietwert von 1000 Ml und mehr bezogen haben » be¬rechtigt zu der Hoffnung, daß der Zuzug auch dem Wirt-schaftsleben zum Vorteil gereichen wird, und daß wieder , wiein Vorkriegszeiten, Freiburg als Rentnerstadt eine Rolle spie¬len wird .
Et« umlagefreier Bvranschla,. Der Bürgerausschutz derGemeinde Kappel (Amt Neustadt ) genehmigte einstimmig denVoranschlag für 1930/31 . Eine Gemeindeumlage ist nichtvorgesehen , da die Einnahmen in diesem Jahre zur Deckungder Ausgaben ausreichen . Allerdings ist damit zu rechnen»datz infolge der schlechten Holzpreise für das kommende Wirt¬schaftsjahr eine Umlage erhoben werden muß.Die Schweiz will dir Hegaubahn finnnztere». Auf einerBesprechung der Hegaubahnintereffenten wurde , wie au»Stockach gemeldet wird , mitgeteilt, datz die Koste« des Hegau¬bahnprojektes auf rund 25 Mill . Reichsmark geschätzt würden.In der Schweiz bestehe Neigung dafür, dieses Projekt zu fi¬nanzieren.
Btlltugrn muß eine « Oberbürgermeister wählen. Bekannt¬lich war die Oberbürgermeisterwahl in Villingen dadurch er¬gebnislos verlaufen, datz das Zentrum weitze Zettel abgabund dadurch die Wahl de» OberbürgermeistersLehman « ver¬hinderte . Das Zentrum wollte diese Stelle einsparen unddurch eine Satzungsänderung der Gemeindeordnung denamtierenden Bürgermeister mit den Befugnissen des Ober¬bürgermeisters betrauen. Dieser Plan scheuert aber an denzwingenden Vorschriften der badischen Gemeindeordnung.Nach einem Bescheid des badischen Innenministers mutz daherder Bürgerausschuß in einem zweiten Wahlgang einen Ober¬bürgermeister wählen. Für diese Stelle könnte natürlich derstellvertretende Bürgermeisterals Kandidat in Frage kommen.In diesem Falle müßte dann aber auch eine Neuwahl desstellvertretenden Bürgermeisters stattfinden .

Brurze Macdricdten aus Waden
> Zum Sandhäuser Genoffenschaftskonkurs

DZ . Heidelberg , 9. Jan . In der Angelegenheit des Kon¬kurses der Landwirtschafilichen Einkaufsgenossenschaft Sand¬haufen fand in Heidelberg ein weiterer Termin zur Prüfungder Vorschußrechnung statt. Der Fehlbetrag stellt sich be¬kanntlich auf 55 000 Reichsmark . Es ist zu erwarten, daßvom Rechner 20 000 Reichsmark zu bekommen sind, da eineBürgschaft in dieser Höhe geleistet wurde . Weitere 20 000Reichsmark werden voraussichtlich von den Vorstands- und
Aufsichtsratsmitgliederngetragen werden müssen, weil sie dieihnen obliegende Sorgfaltspflicht verletzt haben . Die Haft-,summe für jeden einzelnen Genossen beträgt an sich 300 Reichs -'mark» wenn aber die erwähnten 40 000 Reichsmark hereinge¬holt werden können, ermäßigt sie sich auf je 100 Reichsmark.Die Zratralgenoffenschaft in Karlsruhe, die einen überbrük-kungskredit von 20 000 Reichsmark gewährte, ist bereit , vondiesen 100 Reichsmark je 50 Reichsmark zu übernehmen , wenndie Genoffen in eine zweite in Sandhaufen bestehende Genos¬senschaft eintreten. Das Konkursgericht hat Bergleichsver-handlungen angeregt und Vorschläge zur schnellen Abwicklungdes Konkurses gemacht, damit nicht weitere Schäden für dieBetroffenen entstehen .

DZ . Mannheim» 8. Jan . Zum Nachfolger des wegen hohenAlters nach 23jähriger Dienstzeit in den Ruhestand getrete¬nen Chefarzt des Heinrich -Lanz-Krankenhauses , Geh. Medi¬zinalrat Dr. Gustav Heuch, des ersten Chefarztes des 1907eröffneten Hauses, wurde deffen langjähriger Schüler undVertreter, Dr. Hermann Haas ernannt.
DZ. Heidelberg » 8. Jan . Die Universität hält ihre Reichs¬gründungsfeier am 17. Januar , vormittags 11 Uhr, im gro¬ßen Saale der Stadthalle ab , mit Prof . Dr Hoffmann alsFestredner .
DZ . Heidelberg , 9. Jan . Fälschlicherweise wurde der hie¬sigen Preffe eine Nachricht vom Tode der Frau AdelheidFurtwängler übermittelt. Wie sich herausstellt» handelt es sich

um ein Fräulein Furtwängler, die auch in Heidelberg lebte.Frau Geheimrat Furtwängler, die Mutter des berühmtenDirigenten Furtwängler. weilt zur Zeit in Rom.
bld. NeckarbischofSheim» 8. Jan . Im benachbarten Wollen¬der, wurde bei der Stammholzaufnahme der Bürgermeistervon einem erwerbslosen Küfergesellenbeleidigt und tätlich an-gegriffen. Der Bursche brachte dem Gemeindeoberhaupt Ver¬letzungen an der Hand und am Arm bei. Der Rohlingwurde hinter Schloß und Riegel gesetzt.
DZ . Freibur̂ 8. Jan . Retchsminister Dr Wirth , der zueiner Besprechung nach Süddeutschland gekommen war, diein letzter Stunde abgesagt wurde , benutzte den dadurch ge¬wonnenen freien Nachmittag , um mit der Schauinslandbahnzum Gipfel zu fahren .
DZ . Kuppeuheim (Amt Rastatt) , 9. Jan . Zwischen Kuppen¬heim und Oberndorf überschlug sich an der ersten Kurve hin¬ter dem Städtchen am Donnerstagnachmittag ein von Rastattkommendes Aut», das einem Händler aus Sulzbach im Murg¬tal gehört. Es gab drei Schwerverletzte » die noch nicht ver¬nehmungsfähig find. Das Befinden eines Verletzten gibt zuBefürchtungen Anlaß. Das verunglückte Lastauto war mitetwa 10 Personen besetzt» die vom Rastatter Schweinemarktkamen. Es wurden auch einige Personen leicht verletzt ; derWagen selbst ging völlig in Trümmer. Am schwersten ver¬letzt ist der Zimmermeister Heck.
DZ. St . Blasien, 8. Jan . Altbürgermeister Adolf Waßmerund seine Ehefrau Maria, geb. Böhler, feiern am Samstagihre goldene Hochzeit. Der Jubilar ist 73. seine Jubelbraut71 Jahre alt und beide noch so rüstig, daß sie ohne Beschwerdein altgewohnter Weise ihre weiten Spaziergänge machen.Waßmer kann auf eine reiche Tätigkeit im Interesse seinerHeimatgemeinde zurückschauen, deren Geschicke er von 1933bi» 1920 als Bürgermeister leitete. So machte er sich ver¬dient um die Restaurierung des alten Benediktinerdomes, alslangjähriger Kommandant der freiwilligen Feuerwehr, und inanderen Ehrenämtern.

Ltaatsanzeiger
Bekanntmachung

Verbot der Arbeiterzeitung.Auf Grund des § 13 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Zif¬fer 1 des Gesetzes zum Schutze der Republik vom 25. März1930 (Reichsgesetzblatt I S . 91 ) wird die in Mannheim er¬scheinende
„Arbeiter -Zeitung"

auf die Dauer von zwei Wochen (vom 9. Januar bis 22 . Ja¬nuar 1931 einschließlich) verboten .Das Verbot umfaßt auch jede angeblich neue Druckschriftdie sich sachlich als die alte darstellt .
Karlsruhe , den 8. Januar 1931.

Der Minister des Innern :
I . Wittemann

Losvertrieb.Der Deutschen Lotterie-EmissionS -Gesellschaft in Berlinwurde die Erlaubnis zum Losvertrteb (Rote Kreuz -Geld,lotterte) in Baden erteilt.
Karlsruhe , den 6. Januar 1931.Der Minister des Innern :

I . B . : Weitzel .

Auszug auS de» Perfonalveränderunge« des Reichsheere »
Mit Wirkung vom 1. Januar 1931 werden befördert :Zum Major: Hauptm. Hoffmann, Stab Gruppenkommando st,zum Rittmeister: Oberltn. Feller, Reiter-Regiment 18,zum Oberleutnant: Leutnant Jarosch , Artillerie-Regt. 5»zum Leutnant: Oberfähnrich Goecke , Kraftfahr-Abt. 5.Mit dem 1. Januar 1931 werde « versetzt:Stabsveterinär Dr Meise, Fahr-Abt. 5, zur Mil .-Lehrschm.in Hannover,

Stabsveterinär Dr Bruhnke , Mil .-Lehrschm. in Hannover zueFahr- Abt. 5.
Mit dem 31. Dezember 1930 find auSgeschiede« :Oberst von Rodewald , Stab Gruppenkommando 2,Major Blum-Delorme, Jnfanterie -Regt. 14,Oberstabsarzt Dr von Hertlein, Sanitäts -Abt. 6.

Verbesserte Qualitäten
zureduziertenPreisen

Inventur -Ausverkauf
Einige Beispiele :

Ski-Anzüge gE ®MS "tte
fallhose , 90*/, Wolle, dunkelblau, ieiB« QA _fest , in allen Größen . . . . . .
Knickerbockerhosen | 5reine Wolle, besonders vorteilhaft
1 Posten Sportstrümpfe 1,45
1 Posten Sporthemden 3mit angeschnittenem Kragen . . . wjuJa #

Wollwaren «hr gonst« «»
Auf alle nicht im Preise | fl o Dok «« 44herabgesetzten Waren fo tlÄwäle
ausgenommenMarkenartikel
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KARLSRUHER ZEITUNG
(Badischer Staatsanzeiger)

haben großen Erfolg !
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des Bad. Forstamts Reucheu :
Donnerstag, de» 22. Januar
1931 vorm. 9 Uhr im Gast¬
haus zum „Bären" in Ren-
chen auS Staatswald Müh.
rig : 136 km Eichen, 74 km
Eschen, 14 km Erlen , 6 km
Hainbuchen , sowie einzelne
Ahorn, ' Rotbuchen , Ka¬
stanien und Ulmen , ferner20 Ster Eichen-Nutzschicht -
holz und einige Wagner¬
stangen. Matzlisten durchdas Forstamt . R-226

R .227 . Brnchfal . Das
Konkursverfahren über das
Vermögen des ChemikersDr. Han» Commesmauu in
Karlsdorfwurde nachrechts¬
kräftiger Bestätigung des
Zwangsvergleichs aufge¬
hoben.

Bruchsal, 6. Jan - 1931.
Amtsgericht II .

Samstag , 10. Jan . 1931 .
Nachmittags

Volksbühne

Da grohe Christoph
Weihnachtsmärchen

von Ulrich von der Trenck

Regie: v- d. Trenck.
Mitwirkende :

Bertram, Ermarth , Frauen¬
dorfer, Genter, Seiling ,
Schreiner , Guse, Kurr,Gemmecke, Graf, Herz,
Höcker,Just, Kuh ne,Mehner ,Müller, Prüter, Schulze,Grimm, Luther, Rivinius,

Seibert
Anfang 15' /, Ende 17' /.

Preise 0,40—3 X#

Abends
£ 13 Th ^Gem. UI SGr -,

2. Hälfte

Die schöne Helm
Kom. Oper von Offenbach

Dirigent : Krips
Regie: Pruscha

Mitwirkende :
Seiberlich , Winter, Bauer.
Burk, Brand, I . Grötzinger,
Hospach, Kalnbach , Kiefer,

Löser, Rentwig. Falke,
Lindemann, Meyer

Anfang 20 Ende 22'/,
Preise C (1 .00- 7.00 XA

So . 11. 1 . Nachm - Der
Evangelimann. Abend» :
Zar und Zimmermann
Im Konzerth . : Meine
Schwester und ich . Mo.
12. 1 . Da » Lamm des
Armen .

Städtische Sparkasse Glzach
Bilanz auf 31 . Dezember 1930 . i

Vermöge « r XA
1. Kassenbestand . . . . 184 (8,862 . Guthaben:

a) bei Girozentralen . 103 160,35b) „ Banken u- Post,
scheckkamt . 24 792,343. Wechsel :
a ) Discontwechsel . . 29219,92b) Jnkassowechsel . . 1478,374. Darlehen a- Hypotheken 984 641,805 . ■ „ in laufender
Rechnung an Private 524 678,516. Darlehen a. Schuldschein 102 541,607. „ an Gemeinden 94 900,—8 . Aufwertung».

forderungen:
a) Hypotheken u- Wert¬

papiere . 708 589,66b) Abrechnungskonto . 22 605,179. Einnahmerückständ « :
a) Zinsrückstände . . 42 096,89bi Vorschüße . . . . 149,2110. Gebäude u Grund¬
stücke :
a) Verwaltungsgebäude 65 000,—
b) sonstige Gebäude . 14000,—

11. Gerätschaften . . . 4 000 -
2 740272,68

Verbi«»Uchrette«: JE«
1. Spareinlagen . . . : 1 723 765,112. Aufwertungs.

spareinlagen 819 920,873. Giro- u- Kontokorrent »
einlagen . 91989,0»4. Anlehensschulden . . 30000, —5. Rücklagen . 59113,336. Reingewinn vom Jahre1930 . . . . . . 15 484,29

2 740 272 .««

Berechnung der Rücklage : «228.
Die gesetzlich « Rücklage hat zu betragen :

5°/, aus XA 1 815 754,20 Einlagen . . . . = 90787,71 je«Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1930 . — 74 697,61 XA
Somit weniger 1619010 JE«

Elzach , den 8. Januar 1931 .
Der Vorsitzen»« der VerwnltungsratS : Der GefchäftSlettere

gez. Rapp gez . Stengler -
Druck G. Braun , Karlsruhe.
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